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Terminhinweise

Wiederholung
Freitag, 4. August, 10 Uhr, Ratstrinkstube

Pressekonferenz mit der stellvertretenden Sozialreferentin Dr. Petra
Schmid-Urban zur anschließenden Generationenfahrt im Rahmen des 50-
jährigen Jubiläums der Ferienangebote des Stadtjugendamts. Schon vor
50 Jahren sorgten die eintägigen Erlebnisfahrten des Stadtjugendamts für
Begeisterung. Ein kurzer Film und Fotos bieten Impressionen. Auf der
Pressekonferenz werden Teilnehmer „der ersten Stunde” mit Kindern über
ihre Erlebnisse auf den Fahrten von damals und heute sprechen. Anschlie-
ßend (10.30 Uhr) werden die Generationen vor dem Rathaus gemeinsam
in einen Bus steigen und zu einem Ausflug nach Lenggries starten. Für
den Fototermin wird eigens ein „nostalgischer” Bus vor dem Rathaus be-
reit stehen. Davor wird Christian Netzer von der Münchner-Kindl-Stiftung
Dr. Petra Schmid-Urban einen Scheck über 20.000 Euro für die Ferienange-
bote der Stadt München überreichen.
Achtung Redaktionen: Fototermin um 10.30 Uhr.

Wiederholung
Freitag, 4. August, 12 Uhr, Karl-/Ecke Barerstraße

Oberbürgermeister Christian Ude spricht bei der Grundsteinlegung für das
Karolinen Karree.

Meldungen

„München leuchtet” für Professor Winfried Nerdinger

(3.8.2006) Die Medaille „München leuchtet – Den Freunden Münchens” in
Gold überreichte Oberbürgermeister Christian Ude jetzt dem Architektur-
historiker Professor Dr. Winfried Nerdinger.
„Die Stadt will damit Dank sagen für die Erforschung und Vermittlung von
200 Jahren Münchner Architekturgeschichte. Das von Ihnen konzipierte
und durchgesetzte Architekturmuseum ist eine Bereicherung der Münch-
ner Museumslandschaft und steht einer Stadt wie München, die sich so
gern mit ihrer Baukunst schmückt, auch gut an”, fasste Ude die „kultur-
historisch beträchtlichen” Leistungen Professor Nerdingers zusammen.
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Darüber hinaus dankte der OB Nerdinger für die Unterstützung bei der
Schaffung eines NS-Dokumentationszentrums, das dieser bereits Ende
der 80er Jahre gefordert hatte. Unbestritten habe München lange Jahre
wenig getan, um seine Vergangenheit als ehemalige „Hauptstadt der Be-
wegung” aufzuarbeiten, sagte Ude und betonte: „Ich bin froh, dass Sie
nun dieses wichtige Projekt auch als Mitglied des Wissenschaftlichen Bei-
rats mit anschieben. Das geplante NS-Dokumentationszentrum wie auch
das städtische Jüdische Museum, das wir im nächsten Frühjahr eröffnen
können, machen deutlich, dass München seiner Verantwortung durchaus
gerecht werden will.”
An der Ehrung im Rathaus nahm auch Stadträtin Monika Renner (SPD)
teil.

Glückwünsche für Dr. Klaus Hahnzog zum 70. Geburtstag

(3.8.2006) Oberbürgermeister Christian Ude gratuliert Dr. Klaus Hahnzog,
Bürgermeister a. D., zum bevorstehenden 70. Geburtstag: „An diesem
Ehrentag kannst du mit Stolz zurückblicken auf die Zeit als Kreisverwal-
tungsreferent, als Bürgermeister und als Landtagsabgeordneter. Du hast
dich stets mit großem Sachverstand und Engagement erfolgreich für die
Belange der Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt eingesetzt. Dafür dan-
ke ich dir an dieser Stelle.
Für das neue Lebensjahrzehnt wünsche ich dir alles erdenklich Gute, vor
allem Gesundheit, Glück und persönliches Wohlergehen.”

ABC-Schützen: Schulweg zur Hauptverkehrszeit üben

(3.8.2006) Noch denkt kaum jemand an den Beginn des neuen Schuljahrs.
Doch Eltern von ABC-Schützen sollten ruhig schon jetzt damit beginnen,
mit ihren Kindern den Schulweg zu üben. Darauf weist die Unfallkasse
München hin.
„Gerade für Grundschüler ist der Weg zur Schule und zurück oft ein gefähr-
licher Parcours – auf zugeparkten, unübersichtlichen Wegen, in Hektik und
Lärm”, sagt Unfallkassen-Geschäftsführer Wolfgang Grote. Auch im Jahr
2005 erlitten in München wieder Grundschülerinnen und -schüler Verkehrs-
unfälle.
Für Schulanfänger ist es besonders wichtig, sich an gefährlichen Stellen
wie viel befahrenen oder unübersichtlichen Kreuzungen sicher zu fühlen
und zu den Hauptverkehrszeiten dem hohen Fahrzeugaufkommen ge-
wachsen zu sein: „Üben Sie deshalb mit Ihrem Kind den Weg unter realen
Bedingungen, also auch morgens im vollen Berufsverkehr”, rät Grote. Am
späteren Vormittag oder mittags sind die Straßen für ein wirklichkeitsna-
hes Schulwegtraining oft zu ruhig.
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Schulwegtraining: zur Sicherheit das Wichtigste

– Immer Fußgängerwege und Fußgängerüberwege benutzen
– Auf dem Gehweg innen gehen, nicht am Straßenrand
– An der Ampel auf abbiegenden Verkehr achten. Besonders bei Last-

kraftwagen Blickkontakt zum Fahrer aufnehmen
– Am Zebrastreifen Fahrzeuglücken abwarten. Blickkontakt zum Fahrer

aufnehmen, erst auf die Straße gehen, wenn die Fahrzeuge stehen
– Eine Straße nur an übersichtlichen Stellen überqueren
– Vor dem Überqueren der Straße immer an der Bordsteinkante

oder Sichtlinie halten und nach links und rechts schauen, ob Verkehr
naht

Lieber den längeren Schulweg, wenn er sicherer ist

Die kürzeste Strecke vom Elternhaus zum Schultor ist nicht immer die si-
cherste. Lassen sich mit einem etwas längeren Weg Gefahrenquellen um-
gehen, sollten Eltern diesen „Umweg” für ihr Kind aussuchen. Auch dieser
längere Weg steht unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung.

Schulabgänger – Gang zur Arbeitsagentur sichert Rentenansprüche

(3.8.2006) Schulabgänger, die noch auf der Suche nach einem Ausbildungs-
platz sind, sollten sich bei der Agentur für Arbeit (Kapuzinerstraße 26, Tele-
fon 51 54-0, eMail: muenchen@arbeitsagentur.de) in jedem Fall arbeitslos
melden. Auch wenn noch kein Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht, so
ist die Zeit für die Suche nach einem Ausbildungsplatz aus Sicht der ge-
setzlichen Rentenversicherung keine verlorene Zeit. Die Zeit der Ausbil-
dungsplatzsuche wird als sogenannte Anrechnungszeit auf dem Renten-
konto des Schulabgängers berücksichtigt. Dies kann später zu Rentenstei-
gerungen führen und Rentenansprüche begründen. Voraussetzung ist,
dass sich Schulabgänger bei der Agentur für Arbeit als Ausbildungsplatz-
suchende arbeitslos melden und zwischen 17 und 25 Jahre alt sind.
Fragen hierzu, aber auch zu allen übrigen Fragen rund um die gesetzliche
Rentenversicherung erteilt gerne das Versicherungsamt München, Rup-
pertstraße 11, Zimmer 262 und 264, Telefon 2 33-4 41 57 und -4 41 67.

Artenschutz – Souvenirs und Urlaubsmitbringsel

(3.8.2006) Die Sommerferien haben nun begonnen. Viele nutzen diese Zeit
für Reisen in den Süden oder sogar in exotische Länder. Zur Erinnerung an
diese Reise oder als Mitbringsel für Freunde und Verwandte werden dann
oft diverse Souvenirs aus diesen Ländern mitgebracht, zum Beispiel Leder-
waren, bunte Federn, Korallenketten, Tierkrallen, Kakteen, Orchideen,
Schnitzereien und vieles mehr. Hierbei kann es aber bei der Einreise zu
unter Umständen großen Problemen kommen, nämlich dann, wenn mit
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dem Einführen dieser Gegenstände nach Deutschland gegen geltendes
Artenschutzrecht verstoßen wird.
Täglich sterben weltweit 150 Tier- und Pflanzenarten aus, das heißt diese
gehen für immer verloren und hinterlassen Lücken im Naturkreislauf und
gefährden dadurch auch andere Tier- und Pflanzenarten in ihrem Bestand.
Auch durch das Sammeln von Souvenirs oder Urlaubsmitbringsel aus be-
drohten Tier- und Pflanzenarten wird der Naturkreislauf nachhaltig beein-
trächtigt und geschädigt. Daher unterliegen der Besitz, der Handel, die Ein-
fuhr sowie die Ausfuhr in der Europäischen Gemeinschaft strengen Be-
schränkungen und Verboten. Diese gesetzlichen Verbote betreffen nicht
nur Tierarten wie Nashörner, Elefanten, Krokodile, Wale, Schlangen und
Raubkatzen, sondern auch Schildkröten, Papageien, Schnecken, Korallen,
Muscheln, Seepferdchen etc., sowie alle Produkte, die aus diesen Tieren
oder Pflanzen für Souvenirs und Kleidungsstücke gewonnen werden. Die
häufigsten Urlaubsmitbringsel und Souvenirs, die immer wieder zu Proble-
men führen, sind zum Beispiel:
– Lebende Reptilien und Reptilienprodukte (wie Schildkröten; Lederwa-

ren, Häute, Präparate, etc.)
– Produkte von bedrohten Meerestieren (wie Erzeugnisse aus Seepferd-

chen, Korallen, Karrettschildkröten, Schwämme und Muscheln, etc.)
– Lebende oder ausgestopfte Vögel und Federn (alle Papageienarten und

Greifvögel)
Bei der Einreise nach Deutschland stellt sich meist heraus, dass das Sou-
venir aus artenschutzrechtlicher Sicht nicht so unbedenklich ist, wie es
vielleicht vom Verkäufer versichert wurde. Unwissenheit schützt aber nicht
vor Strafe oder Unannehmlichkeiten und kann neben dem Verlust des Sou-
venirs, auch zu einer empfindlichen Geld- oder sogar zu einer Freiheitsstra-
fe führen.
Die Untere Naturschutzbehörde bittet daher alle Urlauber, auf den Kauf
lebender Tiere und exotischer Souvenirs bedrohter Tier- und Pflanzenarten
zu verzichten und damit einen kleinen Beitrag zum Artenschutz und der
Artenvielfalt zu leisten. Jeder Kauf eines Tieres  führt nachfolgend zu einer
weiteren Naturentnahme und beschleunigt die Angebots- und Nachfrage-
spirale. Um einen Beitrag zum Artenschutz und zur Artenvielfalt zu leisten,
sollte bei Souvenirs auf unbedenkliche Textilien, Keramik, Metall- und Glas-
arbeiten, Steinschmuck oder Malereien zurückgegriffen werden.
Informieren können sich Bürgerinnen und Bürger bereits vor Urlaubsantritt
im Zoll-Infocenter, Telefon 0 69/46 99 76-00, Fax 0 69/46 99 76-99, eMail
info@zoll-infocenter.de oder über die Web-Seite des Zolls unter
www.artenschutz-online.de

http://www.artenschutz-online.de
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Des weiteren kann auch mit der Landeshauptstadt München, Referat für
Stadtplanung und Bauordnung, Untere Naturschutzbehörde, Telefon
2 33-2 84 84, eMail plan.ha4-naturschutz@muenchen.de, Fax 2 33-2 58 69
Kontakt aufgenommen werden. Viele wichtige Informationen sind auch auf
der Homepage der Landeshauptstadt München www.muenchen.de unter
dem Suchbegriff „Artenschutz” zu finden.

Führung durch die Ausstellung

Architekturwettbewerb Königinstraße 23

(3.8.2006) Der Bezirksausschussvorsitzende des Bezirksausschusses 3
Maxvorstadt, Klaus Bäumler, führt am Samstag, 5. August, 11 Uhr, durch
die Ausstellung zu den Ergebnissen des Architekturwettbewerbs Königin-
straße 23, in der LfA Förderbank Bayern, Königinstraße 17. Die Ausstel-
lung bleibt noch bis 9. August werktags von 8 bis 18 Uhr geöffnet, am
Samstag, 5. August, bis 14 Uhr.

http://www.muenchen.de
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 3. August 2006

Chancen für Qualifizierung steigern

Anfrage Stadträtinnen Jutta Koller und Sabine Krieger (Bündnis 90/Die Grü-
nen) vom 26.1.2006

Antwort Schul- und Kultusreferat und Sozialreferat:

Zu Ihrer Anfrage vom 26.01.2006 nehmen das Schul- und Kultusreferat und
das Sozialreferat in Absprache mit dem Referat für Arbeit und Wirtschaft
im Auftrag des Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Frage 1:

Was unternimmt das Schulreferat in Kooperation mit Jugendamt und ARGE
im Bereich des Übergangs von Hauptschule zu BVJ und anderen berufsvor-
bereitenden Maßnahmen?

Antwort:

Für die Jugendlichen, die den Übergang von der Schule in den Beruf nicht
ohne Unterstützung bewerkstelligen können, gibt es in München seit Jahr-
zehnten ein Maßnahmesystem, das getragen wird von unterschiedlichen
Institutionen: Schulreferat der Stadt, städtische Schulen, Staatliche Volks-
schulen, Sozialreferat, Referat für Arbeit und Wirtschaft, Agentur für Arbeit
und die jetzt neu gegründete ARGE für Beschäftigung München GmbH
(ARGE). Diese Institutionen führen zum Teil unterstützende Maßnahmen
selbst durch, zum Teil finanzieren sie Maßnahmen bei Bildungsträgern,
sozialen Betrieben und Jugendhilfeträgern, meist in enger Zusammenar-
beit mit Betrieben, Beratungseinrichtungen, Einrichtungen der Jugendhilfe
und Sozialbürgerhäusern.

Dieses komplexe, auch bisher schon schwer durchschaubare System hat
durch das SGB II und die Gründung der ARGE noch an Komplexität zuge-
nommen. Kommunale Beschäftigungsprogramme, SGB II, SGB III und das
SGB VIII (KJHG) bilden gesetzliche Handlungsfelder, die unabhängig ent-
standen sind.
Hier gilt es, ein transparentes System zu schaffen, Instrumente, Zugangs-
wege und Zugangsvoraussetzungen aufeinander abzustimmen und da-
durch Überschneidungen, Doppelzuständigkeiten und Unklarheiten über
Finanzierung zu vermeiden.

Die Arbeitsgruppe „Förderangebote U 25”, an der Vertreterinnen und Vertre-
ter aller oben erwähnten Institutionen beteiligt waren, hat in einem ersten
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Schritt die folgende Übersicht des Maßnahmeangebotes (Anlage 1) er-
stellt.

Der Text wendet sich an die Fachöffentlichkeit und versucht erstmals einen
systematischen Überblick über die Angebote aller Institutionen herzustel-
len und Zuweisungswege für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer aufzuzei-
gen. Die vorläufige Fassung des Kataloges ist in der Anlage 1 dargestellt.
Derzeit wird durch das Sozialreferat eine entsprechende Broschüre er-
stellt, die an die maßgeblichen Akteure im Bereich der Berufsorientierung
und -beratung verteilt werden wird. Gleichzeitig wird ein begleitendes
Schulungskonzept für den sinnvollen Umgang mit dem Instrumentenkata-
log erarbeitet.

Im zweiten Schritt wird die vorhandene Datenbank (www.bbinet.de) ver-
bessert und ein Datenpflegesystem aufgebaut und organisiert, um die
Möglichkeit einer schnellen und unbürokratischen Beratungsunterstützung
anzubieten.

Der dritte Schritt ist die dauerhafte Einrichtung des AK „Förderangebo-

te U 25”. Dieser Arbeitskreis soll alle relevanten Vertreter der an den För-
derangeboten beteiligten Institutionen an einen Tisch bringen und die Ab-
stimmung der Instrumente und Maßnahmen zwischen den Akteuren ge-
währleisten.

Frage 2:

Was unternimmt das Schulreferat in Kooperation mit Jugendamt und
ARGE, um zu verhindern, dass Jugendliche nach Verlassen der Hauptschule
ohne Unterstützungsangebot in Ausbildungs- und Arbeitslosigkeit abglei-
ten?

Antwort:

Die genannten Akteure haben ein Konzept zur berufsbezogenen Schulsozi-
alarbeit entwickelt (“JADE”= Jugendliche an die Hand nehmen). Aufgrund
der derzeit schwierigen Situation am Ausbildungsmarkt ist eine engere
Zusammenarbeit zwischen Jugendhilfe, Schule, Berufsberatung und Wirt-
schaft beim Übergang von der Schule in den Beruf besonders wichtig. Um
Brüche zu vermeiden, müssen jene Jugendlichen frühzeitig begleitet wer-
den, deren Übergang voraussichtlich gefährdet ist. Jugendliche, die den
Übergang nicht ohne besondere Unterstützung schaffen, müssen auch
nach dem Verlassen der Schule begleitet und unterstützt werden, damit
sie ein möglichst passgenaues Anschlussangebot wahrnehmen können,
das einen Einstieg in das Ausbildungs- oder Erwerbsleben sichert.
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Zielgruppe des Projekts sind Schülerinnen und Schüler aller Münchner
Hauptschulen, die auf ein erhöhtes Maß an Unterstützung angewiesen
sind, um soziale Benachteiligungen und individuelle Beeinträchtigungen zu
überwinden. Die persönlichen und sozialen Schwierigkeiten liegen insbe-
sondere in den Bereichen:
� mangelnde Sprachkenntnisse,
� wenig ausgeprägte soziale Kompetenzen,
� Lern- und Leistungsschwierigkeiten,
� Motivationshemmnisse,
� individuelle bzw. psychosoziale und familiäre Probleme, (u. a. Schulver-

weigerung, Schulangst, erhöhte Aggressionsbereitschaft, Suchtproble-
me),

� mangelnde Unterstützung durch das Elternhaus.

Darüber hinaus soll mit den verschiedenen Akteuren (Schule, Berufsbera-
tung, ARGE und Jugendhilfe) ein bestimmter, standardisierter und qualifi-
zierter Ablauf der Berufsorientierung verbindlich für alle Hauptschulen für
die 7. bis 9. Klassen erarbeitet werden.

Jugendliche sollten mit Unterstützung der “Berufsbezogenen Schulsozial-
arbeit” in die Lage versetzt werden:
� ihre persönlichen Möglichkeiten realistisch einschätzen zu lernen,
� ihren persönlichen Ist-Stand (Wissens- und Leistungsstand) zu erken-

nen,
� Entscheidungs- und Planungsstrategien entwickeln zu können,
� Einflussfaktoren auf den Bewerbungserfolg kennen und einschätzen zu

lernen,
� Eigeninitiative für weitere Aktivitäten entwickeln zu können.
Durch Auswertung der erhobenen Daten kann eine frühzeitigere und pass-
genauere Maßnahmenplanung erfolgen.

Das Angebot der Berufsbezogenen Schulsozialarbeit soll an allen 44 Mün-
chner Hauptschulen umgesetzt werden. An Hauptschulen mit Schulsozial-
arbeit (SSA) übernehmen MitarbeiterInnen der SSA die Funktion von
„ÜbergangsberaterInnen”. In Hauptschulen ohne SSA wird sichergestellt,
dass mindestens an einem Werktag pro Woche eine AnsprechpartnerIn
für die Übergangsberatung zur Verfügung steht („berufsbezogene SSA”).
Zunächst soll Übergangsberatung für alle Abschlussklassen zur Verfügung
stehen. In einer weiteren Ausbaustufe soll die Arbeit auch auf die Vorab-
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gangsklassen ausgedehnt werden (Begleitung des Berufswahl- und Be-
werbungsprozesses), d. h. für die 7. und 8. Jahrgangsstufen. Ferner soll in
einem dritten Schritt die Begleitung der Jugendlichen in den beruflichen
Schulen sichergestellt werden, um Ausbildungsabbrüche zu vermeiden.

Die Auftragsgrundlage für die Umsetzung des Konzeptes ergibt sich aus:
� SGB VIII Kinder- und Jugendhilfe

§ 13 [Jugendsozialarbeit]
(1) Jungen Menschen, die zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen
oder zur Überwindung individueller Beeinträchtigungen in erhöhtem
Maße auf Unterstützung angewiesen sind, sollen im Rahmen der Ju-
gendhilfe sozialpädagogische Hilfen angeboten werden, die ihre schuli-
sche und berufliche Ausbildung, Eingliederung in die Arbeitswelt und
ihre soziale Integration fördern.

� Rahmenvereinbarung über die Zusammenarbeit von Schule und Berufs-
beratung zwischen der Kultusministerkonferenz und der Bundesagen-
tur für Arbeit (Punkt 2.4) vom 15.10.2004

� SGB II Grundsicherung für Arbeitsuchende
§ 3 Leistungsgrundsätze
(2) Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die das 25. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, sind unverzüglich nach Antragstellung auf Leistungen
nach diesem Buch in eine Arbeit, eine Ausbildung oder eine Arbeitsge-
legenheit zu vermitteln. Können Hilfebedürftige ohne Berufsabschluss
nicht in eine Ausbildung vermittelt werden, soll die Agentur für Arbeit
darauf hinwirken, dass die vermittelte Arbeit oder Arbeitsgelegenheit
auch zur Verbesserung ihrer beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten
beiträgt.

� in Verbindung mit SGB II
§ 16 Leistungen zur Eingliederung

Methoden und Arbeitsformen des Projektes:
- Einrichtung bzw. Benennung eines verbindlichen Verantwortlichen (Be-

rufsbezogene Schulsozialarbeit) aus der Jugendhilfe für jede Haupt-
schule,

- Regelmäßiger Kontakt (1 x wöchentlich) der „Berufsbezogenen Schul-
sozialarbeit” zu den Abgangsklassen der Hauptschulen,

- Erfassung aller Abgangsschülerinnen und -schüler mit der jeweiligen
Anschlussperspektive („Keiner soll verloren gehen – alle Jugendlichen
an die Hand nehmen”),
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- Individuelle lösungsorientierte Beratung, d. h. gemeinsam mit dem jun-
gen Menschen wird nach einer Bestandsaufnahme die aktuelle Situati-
on bewertet, es werden kurz-, mittel-, und längerfristige Ziele erarbeitet
und deren konkrete nächste Handlungsschritte festgelegt,

- Unterstützung bei der Durchführung des Fähigkeitentests der Agentur
für Arbeit,

- Kontaktaufnahme und Absprache möglicher Anschlussmaßnahmen mit
der Berufsberatung und der/dem Verantwortlichen der ARGE.

Spezifische Aufgaben
1) Einzelfallbezogene Arbeit

- Erkennen des jeweiligen Risikopotenzials von SGB-II-KundInnen (in
Zusammenarbeit mit Lehrern und Berufsberater),
- Organisation der Überleitung zu Regelangeboten (z. B. Berufsbera-
tung, Schulberatung, Schulpsychologe, BSA, andere Institutionen) im
Rahmen von Einzelberatungen/-begleitung,
- Hinzuziehung des Persönlichen Ansprechpartners/Fallmanagers des
zuständigen SBH bei Fallkonstellationen, in denen Regelangebote für
SGB-II Kunden nicht ausreichen bzw. in denen diese nicht genutzt wer-
den.

2) Datenaufbereitung
- anschlussorientierte Datenaufbereitung über den Verbleib der Schüler/
innen aus Abschlussklassen bzw. der Schüler/innen, die im letzten
Schulbesuchsjahr stehen (zu Schuljahresende im Juni und nachgefragt
im September, Oktober, November; z. B. wurde BVJ angetreten?)
- Die Datenbasis soll im Fall von notwendiger Einzelfallbegleitung indivi-
dualisiert sowie aggregiert zur Planung des Maßnahmebedarfs vorhan-
den sein (z. B. wie viel Prozent der Abgangsklasse haben einen Ausbil-
dungsvertrag, wie viele sind für ein BVJ angemeldet).

Konkrete Inhalte der individuellen Beratung und Zuständigkeit
mit der Schülerin bzw. dem Schüler:
- Situationsanalyse und Perspektivenentwicklung
- Berufsfindung (z. B. Herausfinden von Interessen und Fähigkeiten un-

ter Berücksichtigung der individuellen/schulischen Voraussetzung)
- Bewerbungsstrategien entwickeln (z. B. Internetrecherche und Aus-

wahl von geeigneten Ausbildungsstellen, Bewerbungsunterlagen erstel-
len, Bewerbungstraining, Telefontraining)

- Hilfen beim Umgang mit Behörden (Ausfüllen von Formularen, Beglei-
tung, Terminvereinbarung und -überwachung)

- Unterstützung und Vermittlung zu anderen Fachdiensten



Rathaus Umschau
Seite 13

- Krisenintervention bei akuten Notsituationen
- Kontaktvorbereitung für Gespräche mit der Arbeitsagentur bzw. ARGE
- Überprüfen und Empfehlen von geeigneten berufsvorbereitenden bzw.

weiteren Anschlussmaßnahmen

Finanzierung
Die Finanzierung des Projektes erfolgt in Kooperation:
- mit Mitteln des Stadtjugendamtes im Rahmen der vorhandenen Haus-

haltsmittel für die Finanzierung der Schulsozialarbeit an Hauptschulen:
Arbeitszeitkontingent hierfür entspricht dem Umfang von 5,5 Stellen,

- Mittel der ARGE von bis zu 150.000 Euro pro Jahr, entspricht 3 Stellen,
- Mittel durch Umwidmung der Aufgaben von ÜSA-Stellen im Sinne der

Prävention durch das Schulreferat, 2 Stellen.

Projektlaufzeit
1. Juni 2006 bis Dezember 2007

Fachliche Steuerung und Koordination
Schul- und Kultusreferat, Fachabteilung 1 Berufliches Schulwesen, Betreu-
ung U 25
Sozialreferat/Stadtjugendamt, Produktteam Jugendsozialarbeit

Datenaufbereitung
Schul- und Kultusreferat, Fachabteilung 1 Berufliches Schulwesen

Frage 3:

Wie kann hier der Arbeitsauftrag von ÜSA angepasst werden, ohne dass die
bisherige Beratung gefährdet wird? ÜSA sollte bereits im Vorfeld, d. h. vor
Beendigung der Hauptschule, mit den Hauptschulen kooperieren, um einer
Unterbrechung der Ausbildungsbiografie der Jugendlichen vorzubeugen.

Antwort:

Die ÜSA-Beratungsstelle macht seit Einrichtung der Berufsschulsozialar-
beit einen Veränderungsprozess durch. Nach einer entsprechenden Ab-
sprache zwischen Jugendgericht und Schulen ist die Zuleitung von Jugend-
lichen auf Grund von Schulversäumnissen über die Fachberufsschulen zu-
rückgegangen. Die Fallzahlen haben sich bei etwa 800 Jugendlichen pro
Jahr eingependelt. Der Beratungsinhalt hat sich in Richtung Berufsfindung
und Bewerbung für Schüler ohne Ausbildung verschoben und die Bera-
tungsdauer im Einzelfall hat zugenommen.
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Es ist deutlich geworden, dass sich die Neujustierung des ÜSA-Angebotes
an dem tatsächlichen Bedarf an Beratung im Feld des Überganges von der
schulischen in die berufliche Ausbildung orientieren muss, ohne allerdings
die bereits erschlossenen Felder aufzugeben. Der Bruch in der Ausbil-
dungsbiografie, der sich auftut, wenn gerade schlecht qualifizierte Jugend-
liche die Hauptschule verlassen und nicht nahtlos in eine Berufsausbildung
eintreten können, muss möglichst gering gehalten werden.

Das Projekt „JADE – Jugendliche an die Hand nehmen und begleiten”
setzt genau hier an und hat zum Ziel, die Berufsvorbereitung an den
Münchner Hauptschulen zu vereinheitlichen, eine umfassende Verbleibsta-
tistik über alle Münchner Hauptschulabgänger zu führen und vor allen Din-
gen keinen Schulabgänger, sofern er keinen Ausbildungsplatz gefunden
hat, ohne weitere Begleitung aus der Schule zu entlassen.

Diese Berufsbezogene Jugendsozialarbeit/-beratung wird von unterschied-
lichen Akteuren mit derselben Zielsetzung und Systematik durchgeführt
werden. Die bereits an den Hauptschulen arbeitenden Kolleginnen und Kol-
legen der Schulsozialarbeit und Jugendsozialarbeit werden hier integriert
und an den sozialpädagogisch unversorgten Hauptschulen werden u. a.
die Mitarbeiterinnen von ÜSA diese Arbeit übernehmen.

Eine genaue Prognose für die Entwicklung der ÜSA-Klientel lässt sich nicht
stellen. Ein weiterer Rückgang der sogenannten F1-Fälle ist zu erwarten,
sobald die Übergangsbegleitung zu greifen beginnt, wenn auch die Abgän-
ger von Förderschulen hier ein unwägbares Moment bleiben, das aber im
zweiten Schritt des Projektes untersucht werden soll. Vorerst verbleiben
weiterhin etwa 1,5 Stellen für die bisherige Arbeit von ÜSA.

Dieses Projekt soll dazu beitragen, den Sockel der ausbildungslosen Ju-
gendlichen zu verringern. Da auch daran gedacht ist, die Abbrecher ande-
rer Schultypen in einer zweiten Ausbaustufe (Förderschulen, berufliche
Schulen, Realschulen, Gymnasien) mit zu erfassen und zu betreuen,
kommt ÜSA hier eine besondere Bedeutung zu, da ÜSA dieses bereits
praktiziert, ohne allerdings direkt an den Schulen auf diese Möglichkeit
aufmerksam zu machen.

Frage 4:

Inwieweit kann ÜSA bereits an der Hauptschule eingesetzt werden und
Schulabbrecher und Abgänger ohne Abschluss in sinnvolle Anschlussmaß-
nahmen begleiten?
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Antwort:

Das Angebot der Berufsbezogenen Schulsozialarbeit soll an allen 44 Mün-
chner Hauptschulen umgesetzt werden. An Hauptschulen mit Schulsozial-
arbeit (SSA) übernehmen MitarbeiterInnen der SSA die Funktion von
„ÜbergangsberaterInnen”. In Hauptschulen ohne SSA wird sichergestellt,
dass mindestens an einem Werktag pro Woche eine AnsprechpartnerIn
für die Übergangsberatung zur Verfügung steht („berufsbezogene SSA”).
Zunächst soll Übergangsberatung für alle Abschlussklassen zur Verfügung
stehen. In einer weiteren Ausbaustufe soll die Arbeit auch auf die Vorab-
gangsklassen ausgedehnt werden (Begleitung des Berufswahl- und Be-
werbungsprozesses), d. h. für die 7. und 8. Jahrgangsstufen. Ferner soll in
einem dritten Schritt die Begleitung der Jugendlichen in den beruflichen
Schulen sichergestellt werden, um Ausbildungsabbrüche zu vermeiden.
Zwei Stellen aus dem Kontingent der ÜSA-Beratungsstelle werden hierfür
eingesetzt. Die konzeptionelle Arbeit der MitarbeiterInnen von ÜSA ist un-
ter Punkt 2 beschrieben.

Frage 5:

Inwieweit ist geplant den Berufswahlpass, der in den nördlichen Bundeslän-
dern mit viel Erfolg geführt wird und in München in dem Equal-Projekt
„KOSA” getestet wird, für alle Schülerinnen und Schüler einzuführen?

Antwort:

Das Projekt Kooperation Schule-Arbeitswelt (KOOSA) ist ein Teilprojekt der
EQUAL-Entwicklungspartnerschaft MünchenKompetent. KOOSA versteht
sich als Projekt der Schulentwicklung und nutzt als ein Instrument für die
Unterstützung der Berufsorientierung den Berufswahlpass.

Der vom Nordverbund entwickelte Berufswahlpass ist ein Instrument zur
individuellen Berufsorientierung, das seit seiner Einführung 2001 in 11 Bun-
desländern zum Einsatz kommt. Neben der Unterstützung des persönli-
chen Berufsorientierungsprozesses (Stärken-Schwächen-Analyse, Lern-
planung, umfangreiche Qualifikationsdokumentation, Prozessdokumenta-
tion) dient der Berufswahlpass als Baustein eines Schulkonzepts zur Be-
rufsorientierung. In diesem Sinne stellt die Einführung des Berufswahlpas-
ses den Anfang einer Institutionalisierung von Berufsorientierung (aufein-
ander abgestimmte Aktivitäten zur Berufsorientierung, klar definierte Ver-
antwortungsbereiche, strukturierte Einbindung aller an der Schule wirksa-
men Akteure) an den jeweiligen Schulen dar. Aufgrund des Erfolgs bei der
Verbesserung der Berufsorientierung der Schülerinnen und Schüler hat
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sich KOOSA dazu entschlossen, den Berufswahlpass seinen Projektschu-
len anzubieten.

Ab Februar 2006 wird der Berufswahlpass an 13 Münchner Hauptschulen
und der Städtischen Willy-Brandt-Gesamtschule für die achten und in ge-
ringem Umfang auch für die siebten und neunten Klassen eingeführt. Der
Einführungsprozess des Berufswahlpasses wurde von Fortbildungen für
die beteiligten Lehrerinnen und Lehrer begleitet. Ziel dabei war es, sowohl
den Einsatz des Berufswahlpasses dadurch institutionell abzusichern,
dass die fortgebildeten Lehrerinnen und Lehrer als Multiplikatoren in ihren
jeweiligen Schulen wirken können als auch den Erfahrungsaustausch der
Schulen untereinander zu fördern.

In den kommenden Monaten werden von KOOSA weitere Veranstaltun-
gen angeboten (Feedbackrunden), um den Einsatz des Berufswahlpasses
an den jeweiligen Schulen mit den beteiligten Lehrerinnen und Lehrern
bzw. mit den Schulleitungen zu reflektieren und zu optimieren. Es ist dabei
von großem Interesse zu erfahren, wie der Berufswahlpass eingesetzt
und auf welche Weise er von den Schulen in ihr Schulprogramm zur Be-
rufsorientierung eingebettet wird. Darüber hinaus wird der Prozess der
Implementierung und der Verwendung des Berufswahlpasses von KOOSA
evaluiert. Auf der Grundlage der sich dabei zeigenden Ergebnisse wird ent-
schieden, ob die Ausweitung des Berufswahlpasses auf weitere Schulen
empfohlen wird.

Die Münchner Hauptschulen, die sich in der zweiten Ausschreibung für
eine Teilnahme am KOOSA-Projekt entscheiden, erhalten ebenfalls die
Möglichkeit, den Berufswahlpass unter Begleitung von KOOSA einzuset-
zen. Es wird damit gerechnet, dass so etwa weitere zehn Hauptschulen
den Berufswahlpass einführen werden. Eine Ausweitung auf die restlichen
Hauptschulen ist denkbar, aber zum jetzigen Zeitpunkt nicht konkretisiert.

Auch ist der Einsatz des Berufswahlpasses an Förderschulen, Realschu-
len und Gymnasien insofern möglich, als für Förderschulen und weiterbil-
dende Schulen speziell entwickelte Versionen des Berufswahlpasses be-
reits vorliegen. Schulen, die selbstständig den Berufswahlpass einführen
wollen, können sich gerne bei KOOSA zur Information und Beratung mel-
den.
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Frage 6:

Die ArGe im Münchner Norden hat festgestellt, dass 85 % der Alg 2-Ju-
gendlichen keinen Schulabschluss haben! Inwieweit plant das Schulreferat
und die MVHS mit ihren Qualilehrgängen hier verstärkt mit der ARGE zu
kooperieren und dieses Programm gegebenenfalls auszubauen?

Antwort:

Derzeit werden 120 Plätze für Quali-Lehrgänge im Ausschreibungsverfah-
ren der Bundesagentur für Arbeit ausgeschrieben und vergeben. Diese
Anzahl deckt aber bei weitem nicht den Bedarf der Jugendlichen.

Derzeit sind das Schulreferat und die ARGE bzw. die Arbeitsagentur dabei,
die Fördermöglichkeiten auf gesetzlicher Basis genau zu eruieren. In den
nächsten Jahren soll eine Erhöhung der Platzzahlen stattfinden, ferner sol-
len auch in den BVJ verstärkt Angebote aufgebaut werden, die einen quali-
fizierenden Hauptschulabschluss im Rahmen der Maßnahmen anbieten.
Eine Einzelfallfinanzierung muss im Bedarfsfall mit der ARGE abgeklärt
werden.

Die derzeitige Höhe des Finanzierungsbeitrages des Schulreferates an den
Quali-Lehrgängen der MVHS soll bis zum Schuljahr 2006/07 beibehalten
werden.

Die Anlagen können im Presse- und Informationsamt angefordert oder on-
line im Ratsinformationssystem unter dem Link „Stadtrat” auf
www.muenchen.de/rathaus abgerufen werden.
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